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oder am Wohn- bzw. Aufenthaltsort des Rechtsverletzers 
durchzuführen sind, sind entsprechende Angaben zur Person 
notwendig.

Der Ordnungsstrafbefugte hat nach § 22 Abs. 2 OWG von 
der Einleitung eines Ordnungsstrafverfahrens abzusehen, 
wenn in der gleichen Sache disziplinarische oder materielle 
Verantwortlichkeit oder andere Erziehungsmaßnahmen an­
gewendet werden. Dafür ist die Angabe der Arbeite- oder 
Ausbildungsstätte des Bürgers, dem die Ordnungswidrigkeit 
angelastet wird, erforderlich, zumal gemäß § 23 Abs. 3 OWG 
auch zur Vorbereitung der Entscheidung oder zur Klärung des 
Sachverhalts mit dem Arbeitskollektiv zusammengearbeitet 
werden soll.

Schließlich sichert die Angabe der Arbeitsstelle ggf. auch 
die Vollstreckung von Ordnungsstrafen oder Ordnungsgeldern 
auf der Grundlage der VO über die Vollstreckung von Geld­
forderungen der Staatsorgane und staatlichen Einrichtungen 
vom 6. Dezember 1968 (GBl. II 1969 Nr. 6 S. 61).

Im Zusammenhang mit der nebenberuflichen Tätigkeit von 
Bürgern als Taxifahrer entsprechend der АО vom 29. August 
1986 (GBl. I Nr. 28 S. 393) sind z. B. Angaben über die Voll­
beschäftigung im Rahmen eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
oder die Mitgliedschaft zu einer sozialistischen Genossen­
schaft sowie über eine ununterbrochene Fahrpraxis von min­
destens zwei Jahren notwendige Angaben zur Person. Die 
Pflicht, diese Angaben zu machen, wird zwar nicht ausdrück­
lich festgelegt, sie ergibt sich jedoch daraus, daß diese An­
gaben Voraussetzungen für die Entscheidung sind.

*

Zusammenfassend ist festzustellen, daß erforderliche Angaben 
zur Person als Voraussetzungen für verwaltungsrechtliche 
Entscheidungen
— ausdrücklich in Rechtsvorschriften bestimmt sind, in de­

nen auch eine entsprechende Ordnungsstrafbestimmung 
enthalten ist, oder

— ausdrücklich in Rechtsvorschriften bestimmt sind, ohne 
daß diese auch eine Ordnungsstrafbestimmung enthalten, 
weshalb entsprechende Rechtspflichtverletzungen nach § 1 
Abs. 1 OWVO geahndet werden, oder

— nicht ausdrücklich geregelt sind, sich jedoch aus der recht­
lich geregelten staatlichen Aufgabe ergeben und Ordnungs­
widrigkeiten nach § 1 Abs. 1 OWVO geahndet werden.

Informationen

Eine Fachtagung „Informationstechnik in der Juristenaus­
bildung“ veranstaltete das Seminar für Verwaltungslehre 
der Universität Hamburg in Zusammenarbeit mit der Gesell­
schaft für Informatik der BRD am 7. und 8. April 1988 in 
Hamburg. Rechtsinformatiker und Vertreter verschiedener 
Rechtszweige aus der BRD, der DDR und Österreich be­
rieten über die Vermittlung von Kenntnissen der Informatik 
im Rahmen des rechtswissenschaftlichen Studiums. Aus der 
DDR beteiligten sich daran die Professoren I. Fritsche (Sek­
tion Staats- und Rechtswissenschaft der Friedrich-Schiller- 
Universität Jena), M. Kemper (Institut für Wirtschaftsrecht 
der Hochschule für Ökonomie Berlin) und Ch. Koristka (Sek­
tion Kriminalistik der Humboldt-Universität Berlin).

In Vorträgen und in der Diskussion wurden insbesondere 
folgende Komplexe behandelt:
— Die Verantwortung der juristischen Fakultäten für die 

Inforrnatikausbildung ihrer Studenten und die sich daraus 
ergebenden Konzepte für die Gestaltung dieses Ausbil-' 
dungsabschnitts und seine Eingliederung in das juristische 
Studium;

— Erfahrungen beim Aufbau von Lehrveranstaltungen in der 
Rechtsinformatik, einschließlich der Ausstattung mit ge­
eigneter Hard- und Software und ihrer effektiven Nut­
zung;

— Vor- und Nachteile von Lehr- und Lemprogrammen für 
die Vermittlung von juristischen Kenntnissen und Hand­
habungswissen dezentraler Rechentechnik;

— die Entwicklung und Nutzung von Expertensystemen, ins­
besondere unter dem Aspekt der juristischen Aus- und 
Weiterbildung;

— künftige Informationsanforderungen für Juristen und ihre 
Beherrschung mit Hilfe integrierter Informationssysteme, 
einschließlich der Kommunikation mit Großdatenbanken. 
Die Tagung vermittelte vielfältige Erfahrungen und er­

brachte Vorschläge zur konzeptionellen Arbeit und für die 
Lehre. Die wachsende Bedeutung der Rechentechnik als 
„Handwerkszeug“ für Juristen und als Gegenstand juristi­
scher Lehre und Forschung wurde überzeugend sichtbar.

Ehrendoktorwürde
für Prof em. Dr. Dr. h. c. Helmut Ridder

Die Gesellschaftswissenschaftliche Fakultät des Wissenschaftlichen 
Rates der Friedrich-Schiller-Universität Jena verlieh am 14. April 
1988 Prof. em. Dr. Dr. h. c. Helmut Ridder, Fachbereich Rechtswis­
senschaft der Justus-Liebig-Universität Gießen (BRD), die Würde 
eines Doktors der Rechtswissenschaft ehrenhalber. Die Ehrung gilt 
einem Hochschullehrer, für den Frieden und Demokratie die be­
stimmenden Werte seines umfangreichen wissenschaftlich-publizi­
stischen Werkes und seines engagierten politischen Wirkens sind.

Das Verzeichnis der Veröffentlichungen Helmut Ridders, der 
fast 35 Jahre lang Ordinarius für öffentliches Recht an den Uni­
versitäten Frankfurt am Main, Bonn und Gießen war, umfaßt mehr 
als 400 Titel. Verfassungs-, Staats- und Völkerrecht, Politik und 
Geschichte, Verwaltungs- und Finanzrecht, Urheber- und Hoch­
schulrecht sind die hauptsächlichen Gebiete, zu denen Helmut 
Ridder Wesentliches beigesteuert hat. Er war viele Jahre lang Mit­
herausgeber und verantwortliches Redaktionsmitglied der von fort­
schrittlichen Juristen der BRD gestalteten Zeitschrift „Demokratie 
und Recht“; er wirkt mit an den „Blättern für deutsche und inter­
nationale Politik“ und ist geschätzter Autor vieler weiterer Perio­
dika. Besonderes Gewicht kommt dem von Helmut Ridder mitver­
faßten und mitgetragenen Alternativ-Kommentar zum Grundgesetz 
für die BRD (2 Bände, Neuwied 1984) zu, der sich u. a. dadurch 
auszeichnet, daß der antifaschistischen Intention der Verfassungs­
schöpfung und dem Friedensgebot gebührender Platz eingeräumt 
wird.

Nicht nur der Umfang, sondern vor allem die theoretische Sub­
stanz der Ridderschen Publikationen nötigen höchsten Respekt ab. 
Scharfsinnige staats- und verwaltungsrechtliche Analysen, darun­
ter Arbeiten zu den Grundrechten, zur Sozialordnung des Grund­
gesetzes, zur Idee und Praxis der Verfassungsgerichtsbarkeit, sind 
ebenso hervorzuheben wie kenntnisreiche politisch-völkerrechtliche 
Abhandlungen über Entwicklung und Untergang des Deutschen 
Reiches oder über das Entstehen der beiden deutschen Staaten 
und ihre Beziehungen zueinander — Arbeiten, die zugleich einen 
Beitrag zur Theorie der Souveränität darstellen. Es macht den Wert 
und den Reiz vieler Publikationen Helmut Ridders aus, daß in ih­
nen Staats- und Völkerrecht, Rechtswissenschaft und Politikwissen­
schaft, Geschichte und Gegenwart zu einer Synthese geführt sind.

Helmut Ridder wird nicht müde nachzuweisen, daß Frieden für 
die Deutschen und für die Völker Europas von normalen zwischen­
staatlichen Beziehungen, von gleichberechtigter Partnerschaft der 
Staaten unterschiedlicher politischer und wirtschaftlicher Ordnung, 
von der Anerkennung der nach dem zweiten Weltkrieg entstande­
nen Realitäten abhängt und daß den Deutschen aus ihrer Ge­
schichte die besondere Verantwortung erwachsen ist, nach innen 
und außen friedensfördernd und friedensbewahrend zu wirken. 
Was an Normalität zwischen den beiden deutschen Staaten er­
reicht und vor allem im Grundlagenvertrag von 1972 vereinbart 
werden konnte, verteidigt Helmut Ridder gegen alle Angriffe und 
restriktiven Auslegungen. Mit Entschiedenheit ficht er dafür, das 
Fundament völkerrechtlicher Beziehungen zwischen der DDR und 
der BRD noch tragfähiger zu machen. Die uneingeschränkte Re­
spektierung der Staatsbürgerschaft der DDR und die Kritik von 
Doktrinen und Praktiken, die immer noch der Konstruktion einer 
einheitlichen deutschen Staatsangehörigkeit verhaftet sind, gehö­
ren zu den Themen, denen er große Bedeutung beimißt.

Als politisch aktiver Wissenschaftler nimmt Helmut Ridder in 
der auf Frieden und Abrüstung gerichteten Krefelder Initiative, zu 
deren Mitbegründern er gehört, einen geachteten Platz ein. Sein 
Friedenswort und seine Friedenstat, mit denen er auch in der Ber­
liner Konferenz Europäischer Katholiken hervortritt, stehen in einer 
langen Tradition demokratischen Bekenntnisses und Handelns aus 
christlicher Verantwortung. Aus dieser Verantwortung heraus hat er 
auch die juristische Unhaltbarkeit und antidemokratische Funktion 
des Verbots der KPD durch das Bundesverfassungsgericht nachge­
wiesen, fordert er die Aufhebung dieses Verbots, wendet er sich 
mit Entschiedenheit gegen die antidemokratische Berufsverbots­
praxis in der BRD.

Helmut Ridders Arbeiten zu Gesellschaft, Staat und Recht in 
der BRD verdeutlichen Konturen und Entwicklungsprozesse, ver­
mitteln ein differenziertes Bild und sind eine Hilfe für den politi­
schen Dialog mit allen Kräften, die sich von Vernunft und Realis­
mus leiten lassen.


